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Drucksache 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschläge der Kommission der EWG für Richtlinien 
des Rats für die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über 

a) Meßgeräte im allgemeinen, 

b) medizinische Quecksilberglasthermometer mit Maximum- 
vorrichtung, 

c) Blockgewichte der mittleren Fehlergrenzenklasse von 5 bis 
50 Kilogramm, 

d) zylindrische Gewichtstücke der mittleren Fehlergrenzen- 
klasse von 1 g bis 10 Kilogramm 

— Drucksache V/551 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Staratzke 


Die oben genannten Vorschläge der EWG-Kom- 
mission wurden mit Schreiben des Präsidenten vom 
22. April 1966 dem Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen zur Beratung mit Frist zum 
29. Juni 1966 zugewiesen. 

Die Kommission regt in dieser Richtlinie an, die 
in der Gemeinschaft geltenden Bauartvorschriften zu 
harmonisieren, und zwar legt sie zunächst in einem 
allgemeinen Teil die Harmonisierungsziele und das 
Harmonisierungsverfahren fest. In einem besonde- 
ren Teil gleicht sie für Quecksilberglasthermometer, 
Blockgewichte und zylindrische Gewichtstücke die 
Bauartvorschriften schon an. Bei diesen drei Meß- 
geräten bestehen zwischen den einzelnen Mitglied- 
staaten nur geringe Unterschiede hinsichtlich der 
Zulassung. Aus diesem Grunde konnte hier die 
Angleichung ohne große Schwierigkeiten durch- 
geführt werden. 

Im übrigen sind die Bauartvorschriten in den 
einzelnen Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich, wes- 


halb die Harmonisierung wahrscheinlich in einzel- 
nen Bereichen längere Zeit in Anspruch nehmen 
wird. 

Zur Beurteilung der Richtlinie ist darauf hinzu- 
weisen, daß die Harmonisierungsvorschriften zu- 
nächst, und zwar für die Dauer von drei Jahren 
für den grenzüberschreitenden Verkehr gelten sol- 
len. In dieser Zeit gelten für den nationalen Bereich 
die nationalen Bauartvorschriften. Nach Ablauf von 
drei Jahren können die im Verkehr befindlichen 
Meßgeräte weiterhin im Verkehr bleiben, wenn sie 
den nationalen Eichvorschriften entsprechen. Da- 
gegen würde sich die neue Produktion nach den 
EWG-Richtlinien auszurichten haben. 

Der Ausschuß hat vom wirtschaftspolitischen 
Standpunkt eine Harmonisierung der Bauartvor- 
schriften begrüßt, weil eine Rechtsangleichung auch 
auf diesem Gebiet dazu beitragen wird, Handels- 
hemmnisse innerhalb der Gemeinschaft abzubauen. 
Der Ausschuß macht jedoch darauf aufmerksam, daß 
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eine wesentliche Voraussetzung für den erstrebten 
Abbau dieser Handelshemmnisse auch eine Harmo- 
nisierung der Verwaltungsvorschriften in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten ist. 

Der Ausschuß empfiehlt einstimmig, von dem 
Richtlinienentwurf Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Dr. Staratzke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von der Verordnung — Drucksache V/551 — 
Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei ihren Ver- 
handlungen im Rat der EWG dafür zu sorgen, 
daß 

a) ein Zulassungsverfahren vorgesehen wird, 
das neue technische Entwicklungen nicht be- 
hindert. 


b) gleichzeitig mit der Rechtsangleichung auf 
dem Gebiet des Meß- und Eichwesens auch 
das Verwaltungsverfahren harmonisiert wird, 
um unterschiedliche Belastungen der Wirt- 
schaft in den einzelnen EWG-Staaten zu ver- 
meiden (Artikel 3 der Richtlinie), 

c) im Anhang II Nr. 2.3 die Worte „die Normal- 
geräte sowie“ gestrichen werden, um eine 
unnötige Belastung der Betroffenen zu ver- 
meiden. 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Staratzke 

Berichterstatter 



